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Interview mit Oberbürgermeister Oliver Ehret

Neuer Klinik-Verbund
stärkt uns alle

Die Bürgerinnen und Bürger von Sin-
gen können am 22. Juli über die Zu-
kunft der Gesundheitsversorgung in
Singen und im restlichen Landkreis
entscheiden. Oberbürgermeister
Oliver Ehret erklärt im Interview sein
Nein beim Bürgerentscheid. 

Herr Ehret, wie werden Sie beim Bür-
gerentscheid am 22. Juli abstim-
men?

Ich werde Nein ankreuzen, denn nur
so kann es den neuen Gesundheits-
verbund im Kreis Konstanz geben.
Wer mit Nein stimmt, bekräftigt den
Gemeinderatsbeschluss vom 24.
April. Damals hat sich eine klare 2/3-
Mehrheit im Singener Gemeinderat
für den neuen Gesundheitsverbund
ausgesprochen. 

Warum soll der neue Gesundheits-
verbund kommen?

Es bietet sich die einmalige Möglich-
keit, dass wir in der Gesundheitsver-
sorgung im Landkreis Konstanz eine
starke und neue Einheit für die Zu-
kunft bilden. Das Hegau-Bodensee
Klinikum Singen mit den Häusern in
Radolfzell, Engen und Stühlingen
sowie die Kliniken in Konstanz
schließen sich in diesem neuen Ge-
sundheitsverbund zusammen. Da-
mit sichern wir allen Menschen im
Kreis Konstanz eine wohnortnahe
kommunale Krankenversorgung. 

Was wird sich für die Patientinnen
und Patienten ändern? 

Nichts. Wer krank ist, hat sein Kran-
kenhaus vor Ort. So war es bisher
und so wird es auch in Zukunft sein.

Zu den Menschen in Singen fährt
weiterhin der Notarzt vom HBH-Kli-
nikum Singen. Und wer ernsthaft
krank ist, wird weiterhin in Singen
behandelt. 

Und die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter? 

Unsere Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter leisten tolle Arbeit. Vom Arzt
über den Pfleger bis hin zur Kran-
kenschwester können wir auf jeden
Einzelnen stolz sein. Deshalb haben
sie alle es auch verdient, dass wir ih-
nen von politischer Seite die Hand
reichen und Danke sagen. Seit der
mühsam abgewendeten Insolvenz
von 2009 verzichteten die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter zwei Jahre
lang auf Geld, um die Sanierung des
HBH-Verbunds zu unterstützen. Die
teilweise leider nur noch emotional
geführten Debatten der vergange-
nen Monate haben für große Unruhe
gesorgt. Deshalb: Beenden wir die
Zitterpartie für die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter indem wir am 22. Ju-
li mit Nein stimmen. Im neuen Ge-
sundheitsverbund erhalten alle
HBH-Bediensteten eine fünfjährige
Arbeitsplatzgarantie. 

Gibt der HBH-Verbund zu viele Rech-
te ab an die neue Kreis-Holding? 

Natürlich geben wir Rechte ab – aber
auch Pflichten. Wichtig ist, dass jede
Entscheidung der neuen Kreis-Hol-
ding vom Kreistag bestätigt werden
muss. Und im Kreistag haben die
Mitglieder die Mehrheit, die aus
dem Hegau kommen und die Inter-
essen des HBH-Verbunds verfolgen.
Es wird auch in Zukunft keine Ent-

scheidungen gegen das wirtschaft-
lich starke Haus Singen geben. Sitz
der neuen Gesellschaft ist in Singen
– nicht in Konstanz.

Die Befürworter des Bürgerent-
scheids fordern Nachverhandlungen
über die Verträge für den neuen Ge-
sundheitsverbund?

Diese Nachverhandlungen wird es
nicht geben. Der Kreistag, in dem
auch Vertreter aus Singen sitzen,
hat sich am 11. Juni einstimmig für
den neuen Gesundheitsverbund
ausgesprochen. Und der Kreistag
hat klar gesagt: Den Gesundheits-
verbund gibt es zu den jetzt be-
schlossenen Bedingungen – oder
nicht. Deshalb: Wer am 22. Juli mit Ja
stimmt, der ist gegen den neuen Ge-
sundheitsverbund. Dieser wäre
dann definitiv gescheitert. 

Welche Folgen hätte dieses Schei-
tern? 

Die Bürgerinnen und Bürger von
Singen würden die Folgen unmittel-
bar spüren. Kommt der neue Ge-
sundheitsverbund nicht, dann muss
die Stadt Singen ab 2013 insgesamt
22 Millionen Euro Rücklagen für die
Altersversorgung der HBH-Bedien-
steten ansparen.
Das sind dann zehn Jahre lang jedes
Jahr 2,2 Millionen Euro, die in Sin-
gen für wichtige Investitionen, wie
für Schulen, Kindergärten und Stra-
ßen fehlen. Im Gesundheitsverbund
würde die Altersversorgung auf die
neue Klinik-Holding übergehen.
Gleichzeitig würde die Belastung für
die Stadt Singen um 40 Millionen
Euro sinken.

Herzlichen
Glückwunsch!

Altersjubilare
Mittwoch, 4. Juli: 
Hildegard Becker (95), Theresia
Stadlbauer (94), Alfons Schiehle
(90), Alfred Scheuch (87), Manfred
Bernhard Robert Stille (86), Liese-
lotte Gerda Lorenz (85), Horst
Wolfgang Erich Garbrecht (84),
Francesco Errico (82), Rolf Her-
mann Nestlen (82), Leopoldine
Petereit (80). 
Donnerstag, 5. Juli: 
Marianne Eidner (90), Gerhard Karl
Nikolai (88), Magdalena Albinger
(83), Dietrich Robert Emil Beske
(80). 
Freitag, 6. Juli: 

Hildegard Anna
Elisabeth Zientek
(90), Anna Linden-
mayer (86), Agnes
Margrit Scheller
(86), Ewald Franz
Nowatius (83), He-

lene Christof (80). 
Samstag, 7. Juli:
Paul Eberhard Heinrich (91), Inge
Hilda Jenny Marie Courkamp (89),
Maria Faltiska (89), Anna Lackner
(82), Peter Tensfeldt (80). 
Sonntag, 8. Juli:
Hans Jakob Keller (84), Gertraud
Lieselotte Apel (83), Franz Xaver

Binder (83), Franz Maier (83),
Heinz Friedrich Ehricke (80), Rene
Gustav Weber (80). 
Montag, 9. Juli:
Alma Abel (86), Lucie Anni Bieber
(85), Anita Gripentrog (84), Johan-
na Eugenia Radke (82), Erwin Ge-
org Behm (81). 
Dienstag, 10. Juli: 
Frieda Blaak (95), Erich Otto Simon
(92), Maria Mayer (85), Leo Paul
Schulz (84), Barbara Schäfer (83),
Luise Ida Schaaf (81), Gracinda De
Lurdes Pereira (80). 

Ehejubilare
Goldene Hochzeit
Freitag, 6. Juli: 
Mayer, Eugen 
und Leonore, geb. Weller. 
Samstag, 7. Juli:
Altevogt, Manfred 
und Erika Hildegard, geb. Mayer. 

Wer nicht möchte,
dass sein
 Geburts- oder
Hochzeitstag ver-
öffentlicht wird,
sollte sich bitte
spätes tens 14 Tage vor
dem Termin  telefonisch
beim BÜZ unter 85-600
oder 85-601  melden
(8 bis 18 Uhr).

SINGEN KOMMUNAL
SINGEN KOMMUNAL hat vom 8. Au-
gust bis 5. September Sommerpau-
se, das heißt, es erscheinen auch
keine Stadtteilnachrichten. Vereine
und Gruppierungen werden um Be-
achtung gebeten. 

Dorfentwicklungskonzept
Wer beim Dorfentwicklungskonzept
mitmachen möchte, kann sich für ei-
ne Arbeitsgruppe anmelden. Thema
„Neue Ortsmitte, Fußwegebezie-
hungen und Ruhebänke“: Dienstag,
10. Juli, 19.30 Uhr, im Gemeinde-
haus. Thema „„Umgestaltung der Bu-
ronstraße und der Kirchstraße“:
Dienstag, 17. Juli, 19.30 Uhr, im Ge-
meindehaus. Anmeldung: Ortsver-
waltung, Telefon 45640, Fax 791771,

E-Mail: ov-beuren.stadt@singen.de

Blaue Tonne
Dienstag, 10. Juli: Blaue Tonne.

St. Bartholomäuskirche
Samstag, 7. Juli, 18.30 Uhr: Vora-
bendmesse. 

Frauengemeinschaft
Die Mitglieder der Katholischen
Frauengemeinschaft und alle Frauen
sind zur Frauenmesse am Samstag,
14. Juli, 8 Uhr,  herzlich in die Pfarr-
kirche eingeladen; anschließend
Frühstück im Pfarrhaus. 

Ortschaftsratssitzung 
Mittwoch, 11. Juli, 18 Uhr: Öffentliche
Ortschaftsratssitzung im Rathaus.
Tagesordnung: 1. Sachstandsbericht
Grund-/Hauptschule Bohlingen; 2.
Baugesuch; 3. Bürgerfragestunde;
4. Verschiedenes (Tagesordnung:
Anschlagtafel Rathaus und Info -
kasten).

Nachmittag
für Rentner

Sonntag, 22. Juli, 14 Uhr: Treffen der
Rentner bei den Überlinger Senioren
zum Grillfest. Wer eine Mitfahrgele-
genheit braucht: Telefon 23782.

Weinfest 
Samstag, 21. Juli, ab 17 Uhr: Wein-
fest der Trubehüeterzunft mit Wein
vom Galgenberg auf dem Rathaus-
und Kirchplatz (bei Regen: Aachtal-
halle). Ab 19 Uhr spielt das Duo
„Werner&Werner“, für Speisen und
Getränke ist gesorgt. 

Altpapier
Dienstag, 10. Juli: Altpapier. 

TV-Infos
Freitag, 6. Juli: MMeisterschaften im
Geräteturnen in der Turnhalle. Ein-
turnen: 17 Uhr; Beginn: 17.30 Uhr. 
Samstag, 7. Juli: MMeisterschaften im
Leichtathletik auf dem Sportplatz.
Aufwärmen Kinder und Schüler:

12.30 Uhr; Beginn: 13 Uhr; Erwach-
sene und Jedermann: 14.30 Uhr. 
Der Turnverein freut sich auf eine re-
ge Teilnahme.

Schautag
der Schlepperfreunde

Die Schlepperfreunde laden am 1.
Septemberwochenende zum Schau-
tag an Müllers Scheune (Ortsaus-
gang Richtung Beuren) ein. Am
Samstagabend unterhält das
Schwäbische Kabarett „I-Dipfele“,
ein lästermauliges Doppelgespann
aus Stuttgart. Karten ab August bei
Elektro Riederer (und Abendkasse).
Am Sonntag wird beim Wettmähen
der oder die Sensenmeister/in er-
mittelt. Anmeldungen dafür nimmt
man am Schautag entgegen. 

Kartenführerscheine 
Neu beantragte Kartenführerschei-
ne werden vom Landratsamt ins Bür-
gerzentrum geschickt. Wer eine Ab-
holnachricht erhalten hat, kann

beim BÜZ (Telefon 85599) die Zu-
sendung des Führerscheins an die
Verwaltungsstelle beauftragen, wo
er dann abgeholt werden kann.

Kirchliches 
Sonntag, 8. Juli, 10.15 Uhr: Wortgot-
tesfeier. 

Feuerwehrprobe 
Montag, 9. Juli, 19.30 Uhr: Probe der
Aktiven am Gerätehaus.

Eltern-Kind-Treff 
Der Eltern-Kind-Treff (Mutter-/Kind-
Turnen) für Kinder bis zu drei Jahren
findet mittwochs von 9.30 bis 11 Uhr
in der Eichenhalle (bzw. bei schö-
nem Wetter am Spielplatz bei der
„Alten Halle“) statt. 

Verwaltungsstelle 
Wegen des städtischen Betriebs -
festes ist die Verwaltungsstelle am
Donnerstag, 5. Juli, nur bis 17 Uhr
geöffnet.

Blaue Tonne
Mittwoch, 11. Juli: Blaue Tonne.

Gelbe-Sack-Rollen
Bei der Verwaltungsstelle gibt es
Rollen mit Gelben Säcken.

St. Bartholomäuskirche
Sonntag, 8. Juli, 9 Uhr: Hl. Messe. 

Ortschaftsrat tagt
öffentlich

Dienstag, 17. Juli, 19.30 Uhr: Öffent-
liche Ortschaftsratssitzung im Rat-
haus.

Gelber Sack 
Dienstag, 10. Juli: Gelber Sack. 

Krabbelgottesdienst
Sonntag, 8. Juli, 10.15 Uhr: Krabbel-
gottesdienst für alle Kinder bis ca.
sieben Jahren (2. Klasse) mit Eltern
bzw. Großeltern im Bürgerhaus (ab
9.50 Uhr geöffnet). 

Bohlingen
Friedingen

Hausen
an der Aach

Schlatt
unter Krähen

Überlingen
am Ried

Beuren
an der Aach

Stadtteile
allgemein

Die Jugendmusikschule der Stadt
Singen und der Förderverein „Freun-
de der Jugendmusikschule Singen
e.V.“ laden zum 21. Inselfest auf der
Musikinsel am Freitag, 6. Juli, ab
19.30 Uhr und am Samstag, 7. Juli,
ab 11 Uhr herzlich ein. 

• Am Freitag, 6. Juli, sorgt die be-

kannte Band „Sixty6“ ab 19.30 Uhr
auf der Musikinsel für Stimmung. 
• Am Samstag, 7. Juli, stehen von 11
bis 13 Uhr alle Türen offen und unter
fachkundiger Anleitung der Lehr-
kräfte können Instrumente auspro-
biert werden. Das Sekretariat steht
in dieser Zeit für allgemeine Aus-
künfte zur Verfügung. 

Musikalische Kostproben und Zuhö-
ren sind an diesem Tag rund um die
Uhr angesagt.

Für das leibliche Wohl sorgen der
Förderverein „Freunde der Jugend-
musikschule Singen e.V.“ und der El-
ternbeirat. Die Musikinsel ist über-
dacht. 

des Ausschusses für Jugend, 
Soziales und Ordnung

am Mittwoch, 11. Juli, 16 Uhr,
im Rathaus, Hohgarten 2, 

Ratssaal

Tagesordnung:

1. Vorberatung über den Bericht
„Bedarfsplanung Tageseinrichtun-
gen für Kinder 2012“
– Bestandserhebung und Fort-
schreibung der Bedarfsplanung auf
der Grundlage der Daten 1. März
2012

2. Vorberatung über die Änderung
der Grundsätze der Stadt Singen
über die Gewährung von Zuschüs-
sen zum Bau und Umbau von Kin-
dertageseinrichtungen und Kinder-
krippen

3. Beschlussfassung über die Um-
setzung des geplanten Ausbaupro-

gramms von Betreuungsplätzen für
Kinder unter drei Jahren in drei
städtischen Kindertagesstätten

4. Beschlussfassung über die För-
derung der für den weiteren Be-
trieb der Kinderkrippe Villa Kunter-
bunt erforderlichen Umbau- und
Sanierungsmaßnahmen durch ei-
nen Zuschuss der Stadt Singen

5. Mitteilungen/Anträge

5.1 Tätigkeitsbericht/Sicherheits-
atlas 2011/2012 der Singener Kri-
minalprävention

5.2 Kriminalitätsstatistik 2011

6. Anfragen und Anregungen

Alle Interessierten sind herzlich zu
dieser Sitzung eingeladen. Ände-
rungen bitte dem Aushang im Rat-
haus entnehmen. 

Öffentliche Sitzung 
des Betriebsausschusses der

Stadtwerke
am Dienstag, 10. Juli, 

16 Uhr,
im Rathaus, Hohgarten 2, 
Sitzungssaal Hohentwiel, 

Zimmer 319

Tagesordnung: 

1. Bericht des Wirtschaftsprüfers
über den Jahresabschluss der
Stadtwerke Singen zum 31. De-
zember 2011

2. Beschlussfassung über die Neu-
aufnahme eines langfristigen Dar-
lehens für die Stadtwerke über
4,500 Millionen Euro gemäß Wirt-
schaftsplan 2012

3. Beschlussfassung über die Ein-
bindung des Wohngebietes Ober-
zellerhau in die Stadtbus Linie 10 

4. Vergabe der Betonsanierung am
RÜB Bahnhofstraße

5. Vergabe der Arbeiten zur Opti-
schen Kanalinspektion

6. Vergabe der Arbeiten zur Kanal-
erneuerung am Olgaberg

7. Offenlage

7.1 Übertragung der Ausgabereste
der Stadtwerke von 2011 nach 2012

8. Mitteilungen

8.1 Risikobericht der Stadtwerke
Singen 2011

9. Anfragen und Anregungen

Alle Interessierten sind herzlich zu
dieser Sitzung eingeladen. Ände-
rungen bitte dem Aushang im Rat-
haus entnehmen.

Öffentliche Sitzung 

i

Sport-Treff 
Sport-Treff am Freitag, 13. Juli, 19.30
Uhr, beim Kanu-Club Singen (Ver-
einsheim in Iznang), bei schönem
Wetter um 18 Uhr: Canadier-Fahrt. 

Kontakt: Roland Brecht,
Telefon 07731/27061
(r_brecht@t-online.de). 

»Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Hegau-Bodensee-Klinikums
Singen leisten ausgezeichnete Arbeit«, betont OB Oliver Ehret. »Vom Arzt
über den Pfleger bis hin zur Krankenschwester können wir auf jeden
 Einzelnen stolz sein.«

JMS und Förderverein laden ein: Inselfest auf der Musikinsel
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Die Beiträge der Fraktionen erscheinen WIE IMMER in UNVERÄNDERTEM Wortlaut

Aus den FraktionenLiebe Mitbürgerinnen
und Mitbürger,
durch Ihre etwa 4 500
Unterschriften beim
Bürgerbegehren haben
Sie dafür gesorgt, dass
der Gemeinderat nun

e i n e n
Bürgerentscheid für
den 22. Juli 2012 be-

schlossen hat. Sie können bei der
Abstimmung dafür sorgen, dass
entweder unser Krankenhaus kom-

munal unter der Obhut
der Stadt Singen
bleibt, oder ob es mit

einer Minderheitsbeteiligung mit
nur noch 24%  für Singen an eine
Kreisholding abgegeben wird.

Wenn Sie mit „„JA“ abstim-
men wird der Gemeinde-
ratsbeschluss vom 24.
April 2012 aufgehoben
und HBH-Singen bleibt

kommunal eigenständig wie es
jetzt ist. 

Im Folgenden möchten wir einige
wichtige Gründe nennen, warum
wir Ihnen dringend nahe legen mit
„JA“ abzustimmen: 
Unser Krankenhaus gehört zu den
größten Zentralversorgungskran-
kenhäusern im Süden von Baden-
Württemberg. Es ist in seiner Abtei-
lungsstruktur hervorragend aufge-
stellt und genießt durch eine sehr
gute pflegerische und ärztliche
Versorgung ein hohes Ansehen in
der Bevölkerung. Es ist auch wirt-
schaftlich erfolgreich. Sicher sind
wir uns alle einig, dass diese Situa-
tion nicht gefährdet werden darf.

Wir sehen jedoch große Gefahren
für HBH-Singen, wenn die Fusion
mit Konstanz zu den schlecht aus-
gehandelten, ungerechten Ver-
tragsbedingungen zu Stande
kommt. 

Diese Bedingungen sehen vor,
dass Singen nur noch 24%  Mit-
sprache erhält, obwohl HBH-Sin-
gen ca. 43 Mio. Euro, das sind weit
über 50%  des Kapitalanteils, in die
Kreisholding einbringt. Der Kreis
Konstanz investiert nur 520 000,-
Euro und soll für diese geringe
Summe die absolute Mehrheit der
Gesellschaftsrechte mit 52%  erhal-
ten. Konstanz erhält für 38 Mio. In-
vestition ebenfalls 24%  Anteile.
Das bedeutet für Singen de facto
einen sofortigen Teilverlust des
Vermögens, da man ja auf ca. 30%
der Gesellschaftsrechte verzichtet. 

Das ist in der freien Wirtschaft völ-
lig unüblich. Da bekommt jeder
den Anteil an einem Unternehmen,
den er auch investiert hat. Wir hal-
ten die angestrebte Fusion zu die-
sen Bedingungen für ungerecht,
und es bleibt bis heute unklar, wa-
rum sich die Verhandlungsführer
der Stadt Singen auf diesen
schlechten Vertrag eingelassen ha-
ben.

Es gibt keinen Grund, unsere seit
1928 bestehende, erfolgreiche Kli-
nik um jeden Preis aus der Hand zu
geben. Nach den bereinigten Pro-
blemen, die HBH-Singen mit den
Reha-Kliniken vor 3 Jahren hatte,
wird dem Unternehmen von zwei
bedeutenden Unternehmensbera-
tern eine sehr gute Zukunft be-
scheinigt. Die Beratungsfirma PWC
hat  uns vor einigen Monaten eine
5-Jahreprognose mit einem Gewinn
von im Durchschnitt 4 Mio. Euro, al-
so insgesamt 20 Mio. Euro,  pro-
gnostiziert. Dies reicht aus, um mit-
telfristig ausreichend Eigenkapital

aufzubauen und Investitionen zu
tätigen. Die Unternehmensbera-
tung Kienbaum, die uns nun schon
jahrelang berät, bestätigt uns
mehrfach: „.... der HBH-Verbund
hat mittelfristig bis langfristig auf-
grund seiner Substanz das Potenti-
al, eine qualitativ hochwertige und
patientenorientierte Versorgung
vor Ort zu gewährleisten unter wirt-
schaftlich stabilen Bedingungen,
um die Zukunftsfähigkeit aus eige-
ner Kraft zu gewährleisten und so-
mit erforderliche Investitionen ei-
genhändig tätigen zu können.“
Deutlicher geht es nicht!

Kein Unternehmensberater hat bis-
her behauptet, dass HBH-Singen
nicht alleine stark genug wäre, auf
dem Krankenhaussektor zu beste-
hen.

Die guten Prognosen der Bera-
tungsunternehmen für HBH-Singen
sind jedoch auch eine Garantie für
die Arbeitsplatzsicherung der Be-
schäftigten und sie zeigen, dass
die Parolen über eine unsichere Zu-
kunft der Rentenzahlungen unsin-
nig sind. Die HBH-Kliniken zahlen
immer pünktlich ihre Rentenbeiträ-
ge.

Warum will man diese Fusion?
Oberflächlich betrachtet soll durch
den Zusammenschluss mit Kon-
stanz ein Großunternehmen ge-
schaffen werden, das dann ratio-
neller arbeiten und Synergieeffekte
erzielen kann. Eine „Arbeitsplatz-
garantie“ für 5 Jahre wird ausge-
sprochen.

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger, Sie wissen aus den Medien,
dass Fusionen in erster Linie zum
Erfolg führen, wenn Arbeitsplätze
abgebaut werden. Unrentable Ab-
teilungen werden geschlossen, ra-
tionalisiert oder verkauft und der
anonymere Arbeitgeber strafft die
Arbeitsbedingungen. Arbeitsplatz-
garantien werden umgangen durch
unliebsame Versetzungen oder Ar-
beitsplatztourismus. 

Durch Zusammenlegen von Abtei-
lungen und Rationalisierung ent-
steht bei immerhin 30 km entfern-
ten Krankenhäusern Patiententou-
rismus, und das bei schlechten Ver-
kehrsbedingungen mit häufigen
Staus. Das kann nur zu Lasten der
Singener Bevölkerung gehen. 

Es ist eindeutig, dass in einer Fu-
sion Konstanz auf Kosten von Sin-
gen saniert werden soll. Für den
Fall dass Konstanz alleine bleiben
muss, stellt Bürgermeister Boldt in
einer Pressemitteilung am 16. Juni
2012 fest: „Dafür müsste Ge-
schäftsführer Rainer Ott unwirt-
schaftliche Disziplinen streichen,
damit das Krankenhaus Schulden
abbauen kann. Dies würde gleich-
zeitig die mit hohen Landeszu-
schüssen geplanten Neubauten in
Frage stellen. Weitere Alternativen
wären: ein externer Betreiber oder
der Verkauf des Klinikums.“ Diese
Aussage ist eindeutig! Das ist also
der eigentliche Grund, warum der
Kreis und die Stadt Konstanz soviel
Druck ausüben, um die Kreisfusion
durchzusetzen.

Gleichzeitig verhält sich die Admi-

nistration in Kon-
stanz nicht gerade
fusionsfreundlich.
So wurde kürzlich
die stationäre Palli-
ativmedizin im Kreis
in Konstanz ange-
siedelt obwohl im

Raum Singen doppelt so viele sta-
tionäre Behandlungsfälle auftre-
ten. Gleichfalls wurde am 16. Juni
2012 mitgeteilt, dass  der Kranken-
hausausschuss Konstanz in der In-
neren Medizin eine Hauptabteilung
für Onkologie einrichten will. Und
das, obwohl in Singen seit Jahren
eine hervorragend geführte Onko-
logie besteht. Gerade in der Onko-
logie kann man sehr gut klinik-
übergreifend zusammenarbeiten.
Der Aufbau kostspieliger Doppel-
strukturen kann ja wohl nicht das
Ziel einer Fusion sein!

Die weitere Problematik der Ver-
tragsbedingungen in der Fusion
können zusammengefasst darge-
stellt werden.

Da nur HBH-Singen im Konzern Ge-
winne erwirtschaftet und eine Ver-
tragsklausel die 100% ige Gewinn-
abführung an den Kreis vorsieht,
ist klar, dass die Singener Gewinne
für Konstanzer Verluste verwendet
werden sollen. Die Kosten für den
100 Mio. Euro teuren Neubau in
Konstanz mit 10 Operationssälen
(Singen hat 2004 nur 7 Operations-
säle gebaut bei doppelter Patien-
tenzahl) sind anscheinend gesi-
chert. Die Kostenschätzungen sind
jedoch bereits zwei Jahre alt. – Wer
zahlt die Kosten für die heute 10 bis
20 Mio. Euro Teuerungsrate? Das
können auch Singens Gewinne
nicht leisten, also muss man neue
Kredite aufnehmen – auch zu La-
sten von Singen. Und – wer soll die
vielen Operationssäle in Konstanz
auslasten?

Die Investitionen von Konstanz und
Singen (43 und 38 Mio. Euro) sol-
len übrigens nur mit 0,5%  verzinst
werden. Das gleicht nicht einmal
die Inflationsrate aus. – Um die Zin-
sen zu bekommen, müssen die
HBH-Kliniken ihren gesamten Ge-
winn (ca. 4 Millionen Euro) zu-
nächst an die Holding abführen.
Die Verzinsung (nur ca. 214 Tau-
send Euro) wird dann aus diesem
Gewinn bezahlt. – Eine klassische
Milchmädchenrechnung.

Ein besonders schwerwiegendes
Argument gegen diese Fusion be-
steht darin, dass bei einem Schei-
tern keine geordnete Rück ab wick -
lung vorgesehen ist. Singen kann
seine Klinik nicht zurückkaufen. Es
bliebe dann nur der Verkauf des
Gesamtunternehmens an einen pri-
vaten Betreiber, es würde also das
eintreten was man ja gerade ver-
hindern will, die Privatisierung! 

Liebe Wählerinnen und Wähler,
diese Vertragsbedingungen be-
nachteiligen Singen in nicht zu
rechtfertigender Art und Weise. Lei-
der sind die Vertragspartner, der
Kreis und die Stadt Konstanz, nicht
bereit, eine Fusion zu fairen Bedin-
gungen weiter zu verhandeln. 

Deswegen bitten wir Sie, mit „JA“
für den weiteren selbständigen, er-
folgreichen kommunalen Fortbe-
stand unseres HBH-Klinikums in
Singen zu stimmen.

Veronika Netzhammer und weitere
Stadträte der CDU,
FDP-Fraktion und
Neue Linie Fraktion

Stimmen zum
Bürgerentscheid (2)

CDU
Antrag zur Grund- 
und Hauptschule Bohlingen
Hiermit beantragen wir in Bezug auf
die Grund- und Hauptschule Bohlin-
gen eine Beratung in der nächsten
Sitzung des Gemeinderats Singen,

des zuständigen Aus-
schusses für Schule
und des Ortschafts-

rats Bohlingen. Hierbei sollen fol-
gende Punkte behandelt werden: 
1. ein aktueller Sachstandsbericht
2. die Erarbeitung eines Entwick -
lungs konzepts
3. einen Zeitplan für die dringend
durchzuführenden Sanierungsmaß-
nahmen 
Marcus König, 
stellv. Fraktionsvorsitzender

Antrag auf Informationen 
zu Standorten von 
Windkrafträdern
Einer Presseveröffentlichung vom
24. Mai 2012 war zu entnehmen,
dass von der Verwaltungsgemein-
schaft Singen (Rielasingen-Worblin-
gen, Steißlingen, Volkertshausen),
dem Gemeindeverwaltungsverband
Höri sowie den Städten Stockach,
Gottmadingen und Radolfzell eine
gemeinsame Studie in Auftrag gege-
ben wurde, um mögliche Standorte
von Windkrafträdern zu suchen.
Ebenfalls haben wir einer Presseve-
röffentlichung entnommen, dass am
16. Juni 2012 eine Bürger-Infoveran-
staltung in Öhningen-Schienen un-
ter der Teilnahme des Landratsam-
tes Konstanz stattgefunden hat. Mit
Verwunderung haben wir gelesen,
dass – vor Abschluss der Studie zur
Standortsuche – bereits mögliche
Standorte (u.a. westlich der Schrotz-
burg oberhalb von Bohlingen sowie
östlich von Schienen am Firstweg
oberhalb von Bohlingen) diskutiert
wurden. Auch die Stadtwerke Ra-
dolfzell zeigten schon großes Inter-
esse am Windprojekt auf dem Schie-
nerberg (14. Juni 2012). Deshalb be-
antragen wir: 
1. Eine umgehende Information und
Beteiligung des Singener Gemein-
derats, des Ortschaftsrats sowie der
Bürger. 
Der Windenergieerlass des Landes
Baden-Württemberg vom 9. Mai
2012 (vgl. TZ.3.2.2.2) betont bei der
interkommunalen Zusammenarbeit
der Kommunen im Rahmen der Flä-
chennutzungsplanung ein besonde-
res Abstimmungsgebot. Das bedeu-
tet, dass eine inhaltlich übereinstim-
mende Planung der beteiligten
Kommunen durchzuführen ist, vgl.
auch § 204 BauGB. Ein Mindeststan-
dard bei der Abstimmung unter den
Kommunen ist bereits aufgrund des
§ 2 Absatz 2 BauGB zu beachten. Da-
nach ist die Nachbarkommune (Sin-
gen-Bohlingen) verfahrensrechtlich
bereits dann zu beteiligen, wenn
städtebauliche Belange sowie die
Belange des Umweltschutzes be-
rührt sind. Dies ist vorliegend der
Fall. Deshalb bitten wir um Beant-
wortung folgender Frage: 
2. Welche Abstimmungen in Bezug
auf die Standortsuche wurden bis
jetzt von den beteiligten Kommunen
mit der Stadt Singen vorgenommen? 
Marcus König,
stellv. Fraktionsvorsitzender 

Antrag zu Standorten 
von Windkrafträdern
Bezüglich unseres „Antrags auf In-
formationen zu den Standorten von
Windkrafträdern vom 21. Juni 2012“
beantragen wir: 
1. die Aufnahme in die Tagesord-
nung bei der Gemeinderatssitzung
vom 24. Juli 2012. Sollte zu einem
früheren Zeitpunkt eine Sitzung
stattfinden, bitten wir um entspre-
chende Aufnahme. 

Der Flächennutzungsplan der Ver-
einbarten Verwaltungsgemeinschaft

Singen, Rielasingen-Worblingen,
Steißlingen und Volkertshausen
vom 9. Februar 2010 nennt zur Wind-
energienutzung (Schienerberg) fol-
gende Fakten: 
„Der Schienerberg ist Landschafts-
schutzgebiet. Die exponierte Lage
der Bergrücken und somit die Ein-
sehbarkeit der Windkraftanlagen
von weiter Ferne würde eine erhebli-
che Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes bedeuten, da die Ro-
toren der Windkraftanlagen deutlich
über den Wald hinausragen würden.
Auf dem Schienerberg sind neben
Waldbiotopen weitere Biotope be-
stehend, die sich mit einer Winden-
ergienutzung nicht vertragen. Des
Weiteren sind mehrere Wasser-
schutzgebiete am Schienerberg aus-
gewiesen. Aus diesem Grund wird
dieses Gebiet für eine Windenergie-
nutzung ausgeschlossen.“

Aufgrund dieser Feststellungen
stellt sich folgende Frage: 
2. Wurden diese Fakten bereits in
das laufende Verfahren bei der ge-
meinsamen Erarbeitung von Wind-
energiestandorten der VVG Singen,
Gemeindeverwaltungsverband Höri,
Radolfzell etc. eingebracht? Um eine
Stellungnahme wird gebeten. 
Marcus König,
stellv. Fraktionsvorsitzender 

Zu den Beteiligungsberichten
2009 und 2010 HBH-Kliniken
Die HBH-Kliniken haben ihre Haus-
aufgaben gemacht und sind für die
Zukunft gut aufgestellt! Die Beteili-
gungsberichte 2009 und 2010 be-
stätigen, dass wir mit unseren HBH-
Kliniken ein sehr gutes Unterneh-
men haben, das die Schwierigkeiten
der Vergangenheit erfolgreich ge-
meistert hat und zuversichtlich in
die Zukunft schauen kann. Die Un-
ternehmensberatung Kienbaum be-
stätigt sowohl am 15.01.2010 als
auch am 25.02.2011, „dass der Ver-
bund mittelfristig bis langfristig auf
Grund seiner Substanz das Potential
hat, eine qualitativ hochwertige und
patientenorientierte Versorgung vor
Ort zu gewährleisten … um die Zu-
kunftsfähigkeit aus eigener Kraft zu
gewährleisten und somit erforderli-
che Investitionen eigenhändig täti-
gen zu können“.
Ein ganz klares Bekenntnis zur Zu-
kunftsfähigkeit der HBH-Kliniken!
Schauen wir zurück, was die Proble-
me verursacht hat, dann stellen wir
fest, dass die HBH-Kliniken in der
heutigen Zusammensetzung  immer
Gewinne erzielt haben, auch und ge-
rade in 2009 und 2010 und dass die
Defizite innerhalb des Konzerns im-
mer in den ReHaKliniken und Kran-
kenhäusern im Westen, in den ande-
ren Landkreisen erzielt wurden.
Ein hoher Verlust im 2-stelligen Mil-
lionenbereich wurde auch durch den
Verkauf der defizitären Kliniken er-
zielt. Die Verkäufe wurden von der
Unternehmensberatung Kienbaum
durchgeführt. 
Beides zusammen, die laufenden
Verluste der defizitären Kliniken so-
wie die Verluste aus den Verkäufen
der defizitären Kliniken haben das
Eigenkapital der HBH-Kliniken stark
beeinträchtigt. Allerdings muss zur
Bewertung der Vermögenslage bei
Kliniken der Passivposten „Sonder-
posten“ (= Landeszuschuß) beach-
tet werden, der eigenkapitalähnli-
chen Charakter hat, so der Wirt-
schaftsprüfer.
Vor diesem Hintergrund kommt der
Wirtschaftsprüfer sowohl 2009 als
auch 2010 zu einem positiven Kon-
zerneigenkapital. Von Überschul-
dung ist keine Rede mehr. Ein fun-
damentaler Wandel. Diese  Einstel-
lung wird übrigens auch von unse-
rem neuen Wirtschaftsprüfer, der
Solidaris-Revisions-GmbH geteilt.
Diese neue Einschätzung  muss ab
sofort auch nach außen hin vertre-
ten werden.

Die von Kienbaum eingeleiteten Sa-
nierungsmaßnahmen zeigen Erfol-
ge, bessere als zunächst erwartet.
Die Umsätze steigen, die Erträge
sind sehr gut, die HBH-Kliniken kön-
nen mit den von ihnen erarbeiteten
Gewinnen wieder Eigenkapital auf-
bauen und Investitionen tätigen,
was natürlich notwendig ist. Ich
freue mich auch, dass der Gemein-
derat unserem Antrag gefolgt ist,
den versprochenen Investitionszu-
schuss noch in 2012 gänzlich zu be-
zahlen, nicht in 4 Raten, wie ur-
sprünglich versprochen. Die erste
Hälfte von rund 1,15 Mio Euro wurde
bereits im Mai überwiesen.
Positiv ist auch, dass die Liquidität
gesichert ist und die Kreditlinie bei
weitem nicht ausgenutzt wird. Die
Prolongation der kurzfristigen Dar-
lehen von 12,5 Mio Euro ist gesi-
chert. Bei der  Finanzierung des Ver-
mögens wird die goldene Bilanzre-
gel, nach der das langfristig gebun-
dene Vermögen mit langfristigen
Mitteln finanziert werden sollte,
2010 mit 104,3%  mehr als deutlich
erfüllt und hat sich gegenüber 2010
verbessert. Die Rentenansprüche
der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter aus der Zusatzversorgung sind
sicher.
Hier dürfen nicht mit falschen Be-
hauptungen zur Zusatzversorgung
Ängste am Klinikum verbreitet wer-
den.
Aus den Erfahrungen der Vergan-
genheit müssen wir lernen. 
Wir dürfen die Fehler der Vergan-
genheit nicht wiederholen. 
Eine Fusion mit leistungsschwa-
chen, ertragsschwachen Kranken-
häusern macht einem nicht stärker,
sondern schwächer.
Da hilft es auch nicht, sich auf Bera-
ter zu verlassen, die einem falsch in-
formieren und für Konstanz in 2011
Gewinne vorhersagen, wenn tat-
sächlich hohe Verluste erzielt wer-
den.
Von ganz besonderem Interesse ist
vor diesem Hintergrund auch ein Ar-
tikel im Südkurier vom 16. Juni 2012,
In dem darüber gesprochen wird,
wenn die Fusion nicht komme, dann
müsse der Geschäftsführer unwirt-
schaftliche Disziplinen streichen
und man müsse dann auch kleiner
bauen. Sollen also die HBH-Kliniken
unwirtschaftliche Disziplinen in Kon-
stanz subventionieren und aus ihren
Gewinnen den Neubau in Konstanz
finanzieren, den man alleine nicht
stemmen könnte und der in der
Form auch gar nicht gebraucht wird. 

Zusammenfassend können wir sa-
gen, auch vor dem Hintergrund der
vorgelegten Beteiligungsberichte,
dass wir nicht mit dem Rücken an
der Wand stehen.
Wir können mit Zuversicht und
Selbstbewusstsein den Blick nach
vorne richten. 
Wir haben unsere Hausaufgaben ge-
macht, Gemeinderat und Mitarbeiter
haben dies mitgetragen!
Wir haben die HBH-Kliniken restruk-
turiert und konsolidiert. 
Wir bauen neue Fachabteilungen
auf, wie gerade aktuell die Psycho-
somatik am Standort Singen mit 20
Betten in Kooperation mit dem Zen-
trum für Psychiatrie Reichenau. 2,6
Mio Euro werden dafür investiert.
Wir brauchen nicht jedem schlech-
ten Fusionsvertrag zuzustimmen. 
Wir müssen darauf schauen, dass
wir mit neuen Partnern die HBH-Kli-
niken in Substanz und Weiterent-
wicklung stärken und nicht schwä-
chen.

Wir müssen darauf achten, dass sich
die wohnortnahe medizinische
Krankenhausversorgung für unsere
Patientinnen und Patienten nicht
verschlechtert sondern verbessert.
Wir sind in der Pflicht und Verant-
wortung gegenüber unseren Mitbür-
gerinnen und Mitbürgern.
Veronika Netzhammer

Die Briefwahlunterlagen können
auf folgende Weise beantragt wer-
den: 

a) Der/die Stimmberechtigte bbean-
tragt die Ausstellung eines Wahl-
scheins (Briefwahl) direkt bbeim
Wahlamt im Rathaus Singen, Hoh-
garten 2, Zimmer 331 (3. OG), wäh-
rend der Dienststunden (Montag
bis Freitag von 8 bis 12 Uhr und
Mittwoch von 14 bis 17 Uhr) und
gibt hierzu die ausgefüllte und uun-
terschriebene Wahlbenachrichti-

gung ab. Der/die Stimmberechtig-
te kann dann entweder die Brief-
wahlunterlagen mitnehmen und
nach dem Ausfüllen zur Post geben
bzw. im Rathaus abgeben oder so-
fort im Wahlamt wählen. 

b) Der/die Stimmberechtigte sen-
det die (ausgefüllte und uunter-
schriebene) Wahlbenachrichtigung
in einem ffrankierten Briefum-
schlag an das Wahlamt, Hohgarten
2, 78224 Singen, zurück. Von dort
erhält er/sie dann umgehend die

Briefwahlunterlagen zugeschickt. 

c) Der/die Stimmberechtigte über-
mittelt den Wahlscheinantrag pper
Fax oder in sonstiger elektroni-
scher Form (z.B. E-Mail oder per
Internet). Die Anträge per Internet
können über die Homepage der
Stadt Singen (www.singen.de) be-
antragt werden. Dort ist unter der
Rubrik Bürgerentscheid „Brief-
wahl“ ein link eingerichtet, mit
dem man online seine Briefwahl-
unterlagen beantragen kann. Wer
per E-Mail die Briefwahlunterlagen
beantragen möchte, soll bitte fol-
gende E-Mail-Adresse verwenden: 
wahlen.stadt@singen.de 

Folgende Angaben muss jeder
E-Mail-/Internetantrag enthalten: 
• Name, Vorname, Geburtsdatum
und Anschrift der Antragstellerin
bzw. des Antragstellers 

• Wahlbezirksnummer 
Die Wahlbezirksnummer ist der
Wahlbenachrichtigung zu entneh-
men, die jede/jeder Wahlberech-
tigte erhält, der/die in das Wähler-
verzeichnis eingetragen ist.
• Wählernummer 
Auch die Wählernummer ist der
Wahlbenachrichtigung zu entneh-
men.

Die Stadtverwaltung bittet zu be-
achten, dass ihr diese Daten durch
das Senden der E-Mail unver-
schlüsselt übermittelt werden. An-
tragsteller/innen, die dies ableh-
nen, werden gebeten, ihren Antrag
stattdessen per Post oder Telefax
an die Stadtverwaltung zu richten. 

Briefwahlunterlagen können für
andere Stimmberechtigte nur be-
antragt werden, wenn hierfür de-
ren sschriftliche Vollmacht vorliegt.

Diese Vollmacht kann derzeit in
elektronischer Form noch nicht
rechtsgültig erteilt werden. Daher
können E-Mail-Anträge nur für die
eigene Person gestellt werden. 

Wie mache ich Briefwahl?
Der vom Stimmberechtigten uunter-
schriebene Wahlschein ist zusam-
men mit dem Stimmzettel (der sich
im vverschlossenen blauen Stimm-
zettelumschlag befindet) im amtli-
chen roten Wahlbriefumschlag so
rechtzeitig an den Vorsitzenden
des Gemeindewahlausschusses zu
übersenden, dass er dort spätes -
tens am Abstimmungstag, 22. Juli
2012, um 18 Uhr eingeht. 

Für Fragen zum Bürgerentscheid
oder zur Briefwahl steht das WWahl-
amt der Stadt Singen unter TTelefon
85-170 oder 85-176 gerne zur Ver-
fügung. 

Bürgerentscheid am 22. Juli 2012

Hinweise zur 
Briefwahl

Infos zur 
häuslichen
Sicherheit von Senioren
Auf vielfachen Wunsch, aber auch
nach Wiederholung von Vorfällen
bietet die Singener Kriminalpräven-
tion (SKP) erneut den Vortrag mit
Armin Droth von der kriminalpolizei-
lichen Beratungsstelle in Konstanz
an: am MMontag, 16. Juli, uum 15 Uhr
im Bürgersaal des Rathauses Sin-
gen. Angesprochen sind nicht nur
die Senioren selbst, sondern auch
deren Angehörige sowie alle sonsti-
gen Interessenten. Die Dauer der
kostenlosen Veranstaltung ist offen,
das Ende folgt erst, wenn alle Fra-
gen beantwortet sind. 
Armin Droth wird mit dem nötigen
Ernst, aber dennoch mit Humor über
die Tricks und Machenschaften be-
richten, die in der besagten Betrü-
gerszene Anwendung finden. Eben-
so will er viele Tipps und nützliche
Maßnahmen an die Hand geben, die
dem Selbstschutz gefährdeter Men-
schen dienen.

Infos bei der Singener Kriminalprä-
vention (SKP), Telefon 07731/85-
544, oder skp.stadt@singen.de. 

Stadt bittet Bürger um Mithilfe

Wo stehen veraltete Schilder? 
Wem veraltete nnichtamtliche Hinweisschilder (keine Verkehrschilder und
amtliche Wegweisungen) im Singener Stadtgebiet auffallen, der sollte das
bitte der Stadtverwaltung unter Telefon 85-354  melden. 
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Aufgrund von § 4 der Gemeindeord-
nung für Baden-Württemberg in der
Fassung vom 24.07.2000, zuletzt
geändert durch Gesetz vom
09.11.2010 (Gbl. S.793) hat der Ge-
meinderat der Stadt Singen (Ho-
hentwiel) am 26.06.2012 folgende
Hauptsatzung beschlossen: 
§ 1 Rechtsstellung, Zuständigkei-
ten und Zusammensetzung des Ge-
meinderates
(1) Der Gemeinderat ist die Vertre-
tung der Bürger und das Hauptor-
gan der Stadt.
(2) Der Rat legt Ziele, Grundsätze,
Leitlinien, Rahmenbedingungen
und Strategien des kommunalpoli-
tischen Handelns fest (strategische
Aufgaben).
(3) Er entscheidet über einzelne
Maßnahmen nur, wenn sie von er-
heblicher politischer, finanzieller
oder sonstiger Bedeutung sind, ins-
besondere wenn sie die Haushalts-
wirtschaft über das laufende Jahr
hinaus in erheblichem Maße beein-
flussen, oder wenn er die Entschei-
dungskompetenz nicht auf be-
schließende Ausschüsse oder den
Oberbürgermeister übertragen
kann. 
(4) Die anderen Entscheidungsträ-
ger (Ausschüsse, Oberbürger meis -
ter im Bereich der delegierten Kom-
petenzen) haben bei ihren Ent-
scheidungen die vom Rat beschlos-
senen Zielvorgaben und den von
ihm festgelegten Handlungsrah-
men zu beachten. Der Rat kann zu
diesem Zweck Angelegenheiten an
sich ziehen. 
(5) Der Gemeinderat besteht aus
dem Oberbürgermeister als Vorsit-
zendem und den ehrenamtlichen
Mitgliedern.

§ 2 Bildung der Ausschüsse
(1) Beschließende Ausschüsse wer-
den gebildet aufgrund der Gemein-
deordnung und anderer gesetzli-
cher Bestimmungen: 
1. der Verwaltungs- und Finanzaus-
schuss
2a. der Betriebsausschuss der
Stadtwerke
2b. der Betriebsausschuss der Kul-
tur und Tourismus Singen
3a. der Ausschuss für Kultur und
Sport
3b. der Ausschuss für Schule
4. der Ausschuss für Jugend, Sozia-
les und Ordnung
5a. der Ausschuss für Stadtplanung
und Bauen
5b. der Umlegungsausschuss

(2) Diesen Ausschüssen gehören
an:
Der Oberbürgermeister als Vorsit-
zender und 
1. beim Verwaltungs- und Finanz-
ausschuss 11 Mitglieder des Ge-
meinderates
2a. beim Betriebsausschuss der
Stadtwerke 11 Mitglieder des Ge-
meinderates
2b. beim Betriebsausschuss der
Kultur und Tourismus Singen 11
Mitglieder des Gemeinderates
3a. beim Ausschuss für Kultur und
Sport 11 Mitglieder des Gemeinde-
rates
3b. beim Ausschuss für Schule 11
Mitglieder des Gemeinderates
4. beim Ausschuss für Jugend, Sozi-
ales und Ordnung 11 Mitglieder des
Gemeinderates 
5a. beim Ausschuss für Stadtpla-
nung und Bauen 11 Mitglieder des
Gemeinderates
5b. beim Umlegungsausschuss 11
Mitglieder des Gemeinderates

(3) Die gemeinderätlichen Mitglie-
der der Ausschüsse 
– Ausschuss für Kultur und Sport
sowie Ausschuss für Schule
– Ausschuss für Stadtplanung und
Bauen sowie Umlegungsausschuss
sind jeweils identisch und werden
in einem Wahlgang bestellt.

(4) Gemäß Sonderbestimmungen
der Gemeindeordnung können bei
Bedarf der Gemeindewahlaus-
schuss sowie der Ausschuss zur Ak-
teneinsicht durch gesonderten Ge-
meinderatsbeschluss eingerichtet
werden. Durch sondergesetzliche
Regelung ist ein Gutachteraus-
schuss eingerichtet.

(5) Durch Gemeinderatsbeschluss
können entsprechend der Gemein-
deordnung widerruflich sachkundi-
ge Einwohner als beratende Mit-
glieder der beschließenden Aus-
schüsse nach § 2 Abs. 2 berufen
werden. Ihre Zahl darf die der Ge-
meinderäte in den einzelnen Aus-
schüssen nicht erreichen.

(6) Des weiteren können die be-
schließenden Ausschüsse sachkun-
dige Einwohner und Sachverständi-
ge zu den Beratungen einzelner An-
gelegenheiten hinzuziehen. 

§ 3 Beziehungen zwischen Gemein-
derat und Ausschüssen
(1) Die Ausschüsse entscheiden im

Rahmen ihrer Zuständigkeiten
selbständig anstelle des Gemein-
derates. Den Ausschüssen werden
die in dieser Satzung bezeichneten
Aufgabengebiete zur dauernden Er-
ledigung übertragen. Ist zweifel-
haft, welcher Ausschuss im Einzel-
fall zuständig ist, ist die Zuständig-
keit des Verwaltungs- und Finanz-
ausschusses gegeben.

(2) Wenn eine Angelegenheit für
die Stadt von besonderer Bedeu-
tung ist, können die Ausschüsse
die Angelegenheit mit den Stimmen
eines Viertels aller Mitglieder dem
Gemeinderat zur Beschlussfassung
unterbreiten. Dies gilt nicht für den
Umlegungsausschuss nach dem
Baugesetzbuch.

(3) Der Gemeinderat kann den Aus-
schüssen allgemein oder im Einzel-
fall Weisungen erteilen, jede Ange-
legenheit an sich ziehen und Ent-
scheidungen der Ausschüsse, so-
lange sie noch nicht vollzogen sind,
ändern oder aufheben. Dies gilt
nicht für den Umlegungsausschuss
nach dem Baugesetzbuch. 

(4) Angelegenheiten, deren Ent-
scheidung dem Gemeinderat vorbe-
halten ist, sollen vom zuständigen
Ausschuss vorberaten werden. Auf
Antrag des Vorsitzenden oder eines
Fünftels aller Mitglieder des Ge-
meinderats, sind sie dem Aus-
schuss zur Vorberatung zu überwei-
sen.

(5) Der Gemeinderat kann Angele-
genheiten, die die Aufgabengebie-
te verschiedener Ausschüsse be-
rühren, selbst erledigen. Die Zu-
ständigkeit des Gemeinderates ist
anzunehmen, wenn zweifelhaft ist,
ob die Behandlung einer Angele-
genheit zur Zuständigkeit des Ge-
meinderates oder zu der eines Aus-
schusses gehört.

(6) Widersprechen sich die noch
nicht vollzogenen Beschlüsse
zweier beschließender Ausschüs-
se, so hat der Oberbürgermeister
den Vollzug der Beschlüsse auszu-
setzen und die Entscheidung des
Gemeinderates herbeizuführen.

(7) Entscheidungen über Personal-
angelegenheiten der Beamten und
unbefristet Beschäftigten in Ab-
grenzung zum Verwaltungs- und Fi-
nanzausschuss; Ernennung, Ein-
stellung, Beförderung, Höhergrup-
pierung, unbefristete Übertragung
höherwertiger Tätigkeit und Entlas-
sung der 1. Hierarchieebene (Fach-
bereichsleiter) sowie ab der Besol-
dungs-/ Entgeltgruppe A14/ EG 14,
soweit kein Anspruch aus einem Ta-
rifvertrag besteht, trifft der Ge-
meinderat.

(8) Der Gemeinderat entscheidet
über alle Angelegenheiten, die
nicht im Haushaltsplan veran-
schlagt sind (u.a. außerplanmäßige
Ausgaben) ab einer Wertgrenze der
Gesamtmaßnahme von 30.000
EUR. Dies gilt analog für außer-
planmäßige Verpflichtungsermäch-
tigungen soweit ein dringendes Be-
dürfnis besteht und der in der
Haushaltsatzung festgesetzte Ge-
samtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen nicht überschritten
wird.

§ 4 Verwaltungs- und 
Finanzausschuss
Der Geschäftskreis des Verwal-
tungs- und Finanzausschusses um-
fasst im Rahmen dieser Satzung
folgende Aufgabengebiete der
Stabsstellen (soweit nicht ander-
weitig fachbereichsbezogen) und
des Fachbereichs Zentrale Aufga-
ben/Finanzen/Betriebe: 
a) Alle im Haushaltsplan veran-
schlagten Angelegenheiten ein-
schließlich der Vergabe von Liefe-
rungen und Leistungen ab 80.000
EUR, soweit nicht von erheblicher
wirtschaftlicher Bedeutung,

b) Alle Bauangelegenheiten (Neu-
bauprojekte, Sanierungen und
Teilsanierungen) einschließlich der
Vergabe von Bauleistungen ab
80.000 EUR, sofern nicht im Rah-
men eines Baubeschlusses bereits
gefasst. Mit dem Baubeschluss
wird die Durchführung einzelner
Bau- oder Sanierungsvorhaben mit
einer mit dem Gesamtprojekt ein-
zuhaltenden Kostenobergrenze ge-
nehmigt. Alle für die Durchführung
des Projekts erforderlichen Verga-
ben innerhalb des Baubeschlusses
sind dem Oberbürgermeister zur
Entscheidung übertragen.

c.) Bewilligung von überplanmäßi-
gen Ausgaben ab 30.000 EUR, so-
weit sie in Verbindung mit einer im
Haushaltsplan veranschlagten
Maßnahme stehen und nicht von
erheblicher wirtschaftlicher Bedeu-
tung. Dies gilt analog für überplan-

mäßige Verpflichtungsermächti-
gungen soweit ein dringendes Be-
dürfnis besteht und der in der
Haushaltssatzung festgesetzte Ge-
samtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen nicht überschritten
wird, 

d.) Grundstücksangelegenheiten/
Nutzungsrechte (Miete/Pacht, dgl.)
– Erwerb, Veräußerung und Tausch
von Grundstücken und grund -
stücks gleichen Rechten ab 80.000
EUR soweit im Haushaltsplan vor-
gesehen 
– Miet- und Pachtverträge ab
30.000 EUR pro Jahr,
– dingliche Belastung von Grund-
stücken und grundstücksgleichen
Rechten ab 80.000 EUR,
und nicht von erheblicher wirt-
schaftlicher Bedeutung,

e.) Verkauf von beweglichem Ver-
mögen ab 30.000 EUR, soweit im
Haushaltsplan vorgesehen und
nicht von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung. Gleiches gilt für
Verträge über die Nutzung bewegli-
cher Sachen bezogen auf den Jah-
reszins,

f.) Erlass und Niederschlagung von
Forderungen ab 10.000 EUR und
nicht von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung,

g.) Abschluss langfristiger Kredit-
geschäfte und kreditähnlicher
Rechtsgeschäfte,

h.) Widersprüche gegen Abgaben
und Kostenfestsetzungsbescheide
ab 6.000 EUR, soweit OB nicht ab-
hilft,

i.) Durchführung von Rechtsangele-
genheiten einschließlich außerge-
richtlichen Vergleichen bezogen auf
den Streitwert bzw. den Wert des
Nachgebens ab 6.000 EUR und
nicht von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung,

j.) Entscheidungen über Personal-
angelegenheiten der Beamten und
unbefristet Beschäftigten; Ernen-
nung, Einstellung, Beförderung,
Höhergruppierung, unbefristete
Übertragung höherwertiger Tätig-
keit und Entlassung der 2. Hierar-
chieebene sowie in den Besol-
dungs-/ Entgeltgruppen A 12/ A 13
bzw. EG 11 bis 13, soweit kein An-
spruch aus einem Tarifvertrag be-
steht.

§ 5 Betriebsausschüsse
Der Geschäftskreis der Betriebs-
ausschüsse umfasst im Rahmen
dieser Satzung den Vollzug der
Wirtschaftspläne der Stadtwerke
sowie der Kultur und Tourismus
Singen einschließlich der Vergabe
von Lieferungen und Leistungen.
Die weiteren Aufgaben und die
Wertgrenzen bestimmen sich nach
der jeweils gültigen Betriebssat-
zung.

§ 6 Ausschuss für Kultur und Sport
sowie Ausschuss für Schule
Der Geschäftskreis des Ausschus-
ses für Kultur und Sport sowie des
Ausschusses für Schule  umfasst im
Rahmen dieser Satzung folgende
Aufgabengebiete des Fachbereichs
Kultur/Schule/Sport/Ortsteile:

a.) Alle im Haushaltsplan veran-
schlagten Angelegenheiten ein-
schließlich der Vergabe von Liefe-
rungen und Leistungen ab 80.000
EUR, soweit nicht von erheblicher
wirtschaftlicher Bedeutung,

b.) Bewilligung von überplanmäßi-
gen Ausgaben ab 30.000 EUR, so-
weit sie in Verbindung mit einer im
Haushaltsplan veranschlagten
Maßnahme stehen und nicht von
erheblicher wirtschaftlicher Bedeu-
tung. Dies gilt analog für überplan-
mäßige Verpflichtungsermächti-
gungen soweit ein dringendes Be-
dürfnis besteht und der in der
Haushaltssatzung festgesetzte Ge-
samtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen nicht überschritten
wird, 

c.) Grund stücks angelegenheiten/
Nutzungsrechte (Miete/Pacht, dgl.)
– Erwerb, Veräußerung und Tausch
von Grundstücken und grund -
stücks gleichen Rechten ab 80.000
EUR soweit im Haushaltsplan vor-
gesehen 
– Miet- und Pachtverträge ab
30.000 EUR pro Jahr,
– dingliche Belastung von Grund-
stücken und grundstücksgleichen

Rechten ab 80.000 EUR,
und nicht von erheblicher wirt-
schaftlicher Bedeutung,

d.) Verkauf von beweglichem Ver-
mögen ab 30.000 EUR, soweit im
Haushaltsplan vorgesehen und
nicht von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung. Gleiches gilt für
Verträge über die Nutzung bewegli-
cher Sachen bezogen auf den Jah-
reszins,

e.) Erlass und Niederschlagung von
Forderungen ab 10.000 EUR und
nicht von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung,

f.) Widersprüche gegen Abgaben
und Kostenfestsetzungsbescheide
ab 6.000 EUR, soweit OB nicht ab-
hilft,

g.) Durchführung von Rechtsange-
legenheiten einschließlich außer-
gerichtlichen Vergleichen bezogen
auf den Streitwert bzw. den Wert
des Nachgebens ab 6.000 EUR und
nicht von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung.

§ 7 Ausschuss für Jugend, Soziales
und Ordnung
Der Geschäftskreis des Ausschus-
ses für Jugend, Soziales und Ord-
nung umfasst im Rahmen dieser
Satzung folgende Aufgabengebiete
des Fachbereichs Jugend/Sozia-
les/Ordnung:

a.) Alle im Haushaltsplan veran-
schlagten Angelegenheiten ein-
schließlich der Vergabe von Liefe-
rungen und Leistungen ab 80.000
EUR, soweit nicht von erheblicher
wirtschaftlicher Bedeutung,

b.) Bewilligung von überplanmäßi-
gen Ausgaben ab 30.000 EUR, so-
weit sie in Verbindung mit einer im
Haushaltsplan veranschlagten
Maßnahme stehen und nicht von
erheblicher wirtschaftlicher Bedeu-
tung. Dies gilt analog für überplan-
mäßige Verpflichtungsermächti-
gungen soweit ein dringendes Be-
dürfnis besteht und der in der
Haushaltssatzung festgesetzte Ge-
samtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen nicht überschritten
wird, 

c.) Grundstücksangelegenheiten/
Nutzungsrechte (Miete/Pacht, dgl.)
– Erwerb, Veräußerung und Tausch
von Grundstücken und grund -
stücksgleichen Rechten ab 80.000
EUR soweit im Haushaltsplan vor-
gesehen 
– Miet- und Pachtverträge ab
30.000 EUR pro Jahr,
– dingliche Belastung von Grund-
stücken und grundstücksgleichen
Rechten ab 80.000 EUR,
und nicht von erheblicher wirt-
schaftlicher Bedeutung,

d.) Verkauf von beweglichem Ver-
mögen ab 30.000 EUR, soweit im
Haushaltsplan vorgesehen und
nicht von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung. Gleiches gilt für
Verträge über die Nutzung bewegli-
cher Sachen bezogen auf den Jah-
reszins,

e.) Erlass und Niederschlagung von
Forderungen ab 10.000 EUR und
nicht von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung,

f.) Widersprüche gegen Abgaben
und Kostenfestsetzungsbescheide
ab 6.000 EUR, soweit OB nicht ab-
hilft,

g.) Durchführung von Rechtsange-
legenheiten einschließlich außer-
gerichtlichen Vergleichen bezogen
auf den Streitwert bzw. den Wert
des Nachgebens ab 6.000 EUR und
nicht von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung,

§ 8 Ausschuss für Stadtplanung
und Bauen sowie Umlegungsaus-
schuss
Der Geschäftskreis des Ausschus-
ses für Stadtplanung und Bauen so-
wie des Umlegungsausschusses
umfasst im Rahmen dieser Satzung
folgende Aufgabengebiete des
Fachbereichs Bauen:

a.) Alle im Haushaltsplan veran-
schlagten Angelegenheiten ein-
schließlich der Vergabe von Liefe-
rungen und Leistungen ab 80.000
EUR, soweit nicht von erheblicher
wirtschaftlicher Bedeutung,

b) Alle Bauangelegenheiten (Neu-

bauprojekte, Sanierungen und
Teilsanierungen) einschließlich der
Vergabe von Bauleistungen ab
80.000 EUR, sofern nicht im Rah-
men eines Baubeschlusses bereits
gefasst. Mit dem Baubeschluss
wird die Durchführung einzelner
Bau- oder Sanierungsvorhaben mit
einer mit dem Gesamtprojekt ein-
zuhaltenden Kostenobergrenze ge-
nehmigt. Alle für die Durchführung
des Projekts erforderlichen Verga-
ben innerhalb des Baubeschlusses
sind dem Oberbürgermeister zur
Entscheidung übertragen.

c.) Bewilligung von überplanmäßi-
gen Ausgaben ab 30.000 EUR, so-
weit sie in Verbindung mit einer im
Haushaltsplan veranschlagten
Maßnahme stehen und nicht von
erheblicher wirtschaftlicher Bedeu-
tung. Dies gilt analog für überplan-
mäßige Verpflichtungsermächti-
gungen soweit ein dringendes Be-
dürfnis besteht und der in der
Haushaltssatzung festgesetzte Ge-
samtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen nicht überschritten
wird, 

d.) Grundstücksangelegenheiten/
Nutzungsrechte (Miete, Pacht, dgl.)
– Erwerb, Veräußerung und Tausch
von Grundstücken und grundstük-
ksgleichen Rechten, einschließlich
Ausübung von dinglich gesicherten
Vorkaufsrechten ab 80.000 EUR so-
weit im Haushaltsplan vorgesehen 
– Nicht-Ausübung von dinglich ge-
sicherten Vorkaufsrechten ab
200.000 EUR,
– Ausübung von gesetzlichen Vor-
kaufsrechten ab 80.000 EUR,
– Miet- und Pachtverträge ab
30.000 EUR pro Jahr,
– dingliche Belastung von Grund-
stücken und grundstücksgleichen
Rechten ab 80.000 EUR,
– und nicht von erheblicher wirt-
schaftlicher Bedeutung,

e.) Verkauf von beweglichem Ver-
mögen ab 30.000 EUR, soweit im
Haushaltsplan vorgesehen und
nicht von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung. Gleiches gilt für
Verträge über die Nutzung bewegli-
cher Sachen bezogen auf den Jah-
reszins,

f.) Erlass und Niederschlagung von
Forderungen ab 10.000 EUR und
nicht von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung,

g.) Widersprüche gegen die Veran-
lagung zu den Erschließungs-, Was-
serversorgungs- und Abwasserbei-
trägen ab 6.000 EUR, soweit OB
nicht abhilft,

h.) Widersprüche gegen Abgaben
und Kostenfestsetzungsbescheide
ab 6.000 EUR, soweit OB nicht ab-
hilft,

i.) Durchführung von Rechtsangele-
genheiten einschließlich außerge-
richtlichen Vergleichen bezogen auf
den Streitwert bzw. den Wert des
Nachgebens ab 6.000 EUR und
nicht von erheblicher wirtschaftli-
cher Bedeutung,

j.) Entscheidung über die Aufstel-
lung eines Bauleitplanes nach § 2
BauGB,

k.) Durchführung der Bodenord-
nungsmaßnahmen nach den §§ 45
ff. BauGB,

l.) Anhörung zu Vorhaben des Bun-
des und der Länder nach § 37
BauGB,

m.) Entscheidung über den Verzicht
der planungsrechtlichen Möglich-
keiten nach  §§ 14, 15 BauGB
– Zulassung von Ausnahmen von ei-
ner Veränderungssperre nach § 14
BauGB,
– Erteilung einer Befreiung von der
Festsetzung eines Bebauungspla-
nes nach § 31 BauGB,
– Zulassung von Bauvorhaben wäh-
rend der Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes nach § 33 BauGB, so-
weit es sich um einen Fall von
grundsätzlicher Bedeutung han-
delt,
– Zulassung von Vorhaben inner-
halb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile nach § 34 BauGB, so-
weit es sich um einen Fall von
grundsätzlicher Bedeutung han-
delt,
– Zulassung von Bauvorhaben im
Außenbereich bei Entscheidungen
nach § 35 BauGB, soweit es sich um
einen Fall von grundsätzlicher Be-
deutung handelt,

n.) Zurückstellung von Baugesu-
chen nach § 15 BauGB,

o.) Stellplätze
– Zustimmung zur Herstellung von
Stellplätzen außerhalb eines Bau-
grundstückes nach § 37 LBO,

– Festlegung des Ablösebetrages,
– Ablösung von Stellplätzen nach §
37 LBO, ab 5 Stellplätzen,

p.) Gewährung von Zuschüssen für
Bauvorhaben von Privaten in aner-
kannten Sanierungsgebieten ab
80.000 EUR,

q.) Verkehrswesen
– alle baulichen Maßnahmen im öf-
fentlichen Verkehrsraum, die den
ruhenden und fließenden Verkehr
beeinflussen, insbesondere der
Vollzug des Generalverkehrs-pla-
nes ab 80.000 EUR,
– die Ausweitung von Fußgängerzo-
nen ab 80.000 EUR,
– die Errichtung verkehrsberuhigter
Zonen und geschwindigkeitsbe-
schränkter Zonen sowie sonstiger
Maßnahmen zur Verkehrsberuhi-
gung ab 80.000 EUR,
– Schaffung von Sicherungsmaß-
nahmen für die einzelnen Verkehrs-
arten ab 80.000 EUR,
– Beseitigung von Unfallschwer-
punkten ab 80.000 EUR. 

§ 9 Ältestenrat
Der Gemeinderat bildet einen Ältes -
tenrat, der den Oberbürgermeister
in Fragen der Tagesordnung und
des Ganges der Verhandlungen des
Gemeinderates unterstützt.

§ 10 Zuständigkeiten des 
Oberbürgermeisters
(1) Außer den Geschäften der lau-
fenden Verwaltung und der ihm
durch Gesetz überwiesenen Aufga-
ben werden dem Oberbürgermei-
ster folgende Aufgaben zur dauern-
den Erledigung übertragen:

a) Allgemeine Verwaltungsangele-
genheiten der Stadt
– Vollzug des Haushaltsplanes ein-
schließlich der Vergabe von Liefe-
rungen und Leistungen unter
80.000 EUR 
– Bauangelegenheiten (Neubau-
projekte, Sanierungen und Teilsan-
ierungen) einschließlich der Verga-
be von Bauleistungen unter 80.000
EUR sowie nach Maßgabe der §§ 4
b) S.3 und 8 b) S.3.
– Auftragserhöhungen unter
30.000 EUR bei bereits vom Aus-
schuss oder Gemeinderat be-
schlossenen Vergaben von Liefe-
rungen und Leistungen
– Bewilligung von über- und außer-
planmäßigen Ausgaben unter
30.000 EUR
– Bewilligung von über- und außer-
planmäßigen Verpflichtungser-
mächtigungen unter 30.000 EUR
soweit ein dringendes Bedürfnis
besteht und der in der Haushalts-
satzung festgesetzte Gesamtbetrag
der Verpflichtungsermächtigungen
nicht überschritten wird,
– Bewilligung von über- und außer-
planmäßigen Ausgaben für innere
Verrechnungen und kalkulatorische
Kosten, und für über- und außer-
planmäßige Ausgaben, die durch
Mittel der allgemeinen Deckungs-
reserve gedeckt sind,

b) Grundstücksangelegenheiten/
Nutzungsrechte (Miete, Pacht und
dgl.)
– Erwerb, Veräußerung, Tausch und
dingliche Belastung von Grund-
stücken und grundstücksgleichen
Rechten, einschließlich Ausübung
von dinglich gesicherten Vorkaufs-
rechten unter 80.000 EUR,
– Nicht-Ausübung von dinglich ge-
sicherten Vorkaufsrechten unter
200.000 EUR,
– Ausübung von gesetzlichen Vor-
kaufsrechten unter 80.000 EUR,
– Miet- und Pachtverträge unter
30.000 EUR pro Jahr,

c) Personalangelegenheiten soweit
nicht dem Gemeinderat oder dem
Verwaltungs- und Finanzausschuss
zugewiesen, ausgenommen befris -
tete Beschäftigungsverhältnisse im
Bereich der 1. und 2. Hierarchieebe-
ne,

d) Verkauf von beweglichem Ver-
mögen unter 30.000 EUR.
Gleiches gilt bei Verträgen über die
Nutzung beweglicher Sachen bezo-
gen auf den Jahreszins,

e) Erlass und Niederschlagung von
Forderungen unter 10.000 EUR,

f ) Abhilfe bei Widersprüchen gegen
die Veranlagung von Erschlie-
ßungs-, Wasserversorgungs- und
Abwasserbeiträgen unter 6.000
EUR,

g) Widersprüche gegen Abgaben u.
Kostenfestsetzungsbescheide un-
ter 6.000 EUR,

h) Durchführung von Rechtsangele-
genheiten einschließlich außerge-
richtlichen Vergleichen bezogen auf 
den Streitwert bzw. den Wert des
Nachgebens unter 6.000 EUR,

Hauptsatzung
der Stadt Singen (Hohentwiel)
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WOCHENBLATT SINGEN

Die E-Jugend des TSV Überlingen ist Meister der Saison 2011/12 mit 42 
Punkten und 93:17 Toren geworden. Im Bild: Trainer Jochen Gnädig, Betreuer 
Nico Mayer, Johannes Kulesar, Patrick Brutscher, Jonas Gnädig, Daniel Weiß, 
Julia Kahl, Elias Meier, Trainer Uwe Wiedenbach; Trainer Emin Tugrul, Etien-
ne Häusler, Efe Tugrul, Moritz Kucharz, Felix Wagenbrenner, Felix Dietsche, 
Elias Siegel, Noah Mendes. Liegend davor: Lukas Handloser, Nico Bassler.

Singen (swb). Die CDU Gemeinde-
ratsfraktion in Singen hat jetzt bei 
OB Oliver Ehret den Antrag gestellt, 
dass die Bohlinger Schlucht wie die 
Schrotzburg auf dem Schienerberg 
als Geotop unter Schutz gestellt 
wird.
Die Lokalpolitiker erhoffen sich da-
durch einen besseren Schutz dieser 
Landschaftsbereiche vor allem we-
gen der seit einigen Wochen aufge-
kommenen Windkraft-Diskussion.
Laut der Windkartierungen des Re-
gionalverbands Hochrhein-Bodensee 
könnte in diesem Bereich eine Wind-
menge auftreten, die die Errichtung 
eines Windkraftwerks lohnenswert 
machen könnte. Genaue Messungen 
stehen dazu aber noch aus. 
Zu den Auswirkungen für die Land-
schaft bestehen im Ortsteil Bohlingen 
jedoch größere Bedenken.
»Die Bohlinger Schlucht (Gemarkung 
Singen-Bohlingen, Schienerberg) so-
wie die Burgruine der Schrotzburg 
(Gemarkung Öhningen-Schienen/ 
Schienerberg, Gemarkungsgrenze zu 
Bohlingen) werden beim Landesamt 
für Geologie Baden-Württemberg im 
Geotop-Kataster (Nr. 25) geführt und 
als geotouristisches Highlight be-
schrieben«, argumentiert Marcus Kö-
nig, der den Antrag beim Singener 
OB einreichte.
»Geotope bedürfen insbesondere 
dann, wenn sie gefährdet sind, eines 
besonderen rechtlichen Schutzes«, so 
König weiter.

Bohlinger Schlucht
besser schützen

Singen (swb). Im Garten der Singe-
ner Hardtschule wurden zum Som-
merfest Frede Möhrle, langjährige 
Vorsitzende, sowie Ulrike Thole, Ge-
schäftsführerin des Singender Vor-
schulvereins, verabschiedet und für 
ihre jahrelangen ehrenamtlichen 
Leistungen gebührend gewürdigt.
Umrahmt von Tangoklängen des 
»Quarteto Rotterdam« zeigten die 
neue Vorsitzende des Vereins, Moni-
ka Leible-Karcher, Bürgermeister 
Bernd Häusler und Dietmar Johann, 
langjähriges Vorstandsmitglied im 
Verein, das Wirken und Engagement 
der Beiden auf.
Monika Leible-Karcher bedankte sich 
im Namen des Vorschulvereins und 
aller MitarbeiterInnen für die jahr-
zehntelange, engagierte Arbeit der 
beiden Frauen. Durch ihr Engage-
ment sei es den Kindern und deren 
Familien möglich geworden, in der 
Gesellschaft festen Fuß zu fassen. 
Dietmar Johann: »Das wirkungsvolle 
Eintreten für Menschen aus der 
Fremde, für Flüchtlinge und Asylfa-
milien hat in Singen Geschichte ge-
macht.« Es entstand ein »Netzwerk 
Frede Möhrle«, das erfolgreich und 
unbürokratisch Hürden beiseite 
räumte.
»Der Vorschulverein wird Frede 
Möhrles und Ulrike Tholes Ideen wei-
tertragen; sie und ihre MitstreiterIn-
nen haben ein Stück sozialen Frieden 
in Singen erreicht«, so Johann. 

Frede Möhrle würdigte die vielen 
überzeugten MitarbeiterInnen und 
MitstreiterInnen im Vorschulverein. 
Ohne sie hätten sich keine Erfolge 
eingestellt.
Die geistige Toleranz im Umgang 
miteinander, sei es um Vorgänge im 
Vorschulverein, im Dritten-Welt-La-
den oder bei anderen Anlässen, war 
Grundlage für den gemeinsamen 
Einsatz für eine gute Sache. Beide 
seien weiterhin dem Verein verbun-
den und würden sich einbringen
Bürgermeister Bernd Häusler würdig-
te das Wirken beider Frauen für die 
Stadt Singen. Insbesondere im Be-
reich der Ganztagesschule sei das En-
gagement der Stadt ohne das Tun des 
Vorschulvereins kaum möglich.

Das Netzwerk bleibt
Frede Möhrle verabschiedet

Bürgermeister Bernd Häusler, Frede 
Möhrle, Monika Leible-Karcher, Ulri-
ke Thole, Dietmar Johann bei der 
Verabschiedungsfeier. swb-Bild: pr
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i) Stundung von Forderungen,

j) Angelegenheiten nach dem
BauGB
– Zulassung von Ausnahmen der
Festsetzung eines Bebauungspla-
nes nach § 31, 
– Zulassung von Bauvorhaben wäh-
rend der Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes nach § 33, soweit nicht
dem Ausschuss für Stadtplanung
und Bauen vorbehalten, 
– Zulassung von Vorhaben inner-
halb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile nach § 34, soweit
nicht dem Ausschuss für Stadtpla-
nung und Bauen vorbehalten,
– Zulassung von Vorhaben im Au-
ßenbereich bei Entscheidungen
nach § 35, soweit nicht dem Aus-
schuss für Stadtplanung und Bauen
vorbehalten,
– Ablösung von Stellplätzen gem. §
39 LBO unter 5 Stellplätzen,
– Gewährung von Zuschüssen für
Bauvorhaben von Privaten in aner-
kannten Sanierungsgebieten unter
80.000 EUR, 

k) Verkehrswesen
– alle baulichen Maßnahmen im öf-
fentlichen Verkehrsraum, die den
ruhenden und fließenden Verkehr
beeinflussen, insbesondere der
Vollzug des Generalverkehrsplanes
unter 80.000 EUR,
– die Ausweitung von Fußgänger-

zonen unter 80.000 EUR,
– die Errichtung verkehrsberuhigter
Zonen und geschwindigkeitsbe-
schränkter Zonen sowie sonstiger
Maßnahmen zur Verkehrsberuhi-
gung unter 80.000 EUR,
– die Schaffung von Sicherungs-
maßnahmen für die einzelnen Ver-
kehrsarten unter 80.000 EUR,
– die Beseitigung von Unfall -
schwer punkten unter 80.000 EUR.

(2) Der Oberbürgermeister ist er-
mächtigt, seine Befugnisse auf den
Beigeordneten, die Fachbereichs-
leiter, Ortsvorsteher und sonstige
Beamte und Angestellte zu übertra-
gen.

(3) Die Übertragung der Bewirt-
schaftung der Mittel gilt nach Maß-
gabe dieser Satzung nicht im Be-
reich der Stadtteile.

§ 11 Stellvertretung des 
Oberbürgermeisters
(1) Neben dem Oberbürgermeister
wird ein hauptamtlicher Beigeord-
neter als Stellvertreter des Ober-
bürgermeisters bestellt. Dieser
führt die Amtsbezeichnung Bürger-
meister.

(2) Durch Gemeinderatsbeschluss
werden vier ehrenamtliche Vertre-
ter des Oberbürgermeisters be-
stellt.

§ 12 Benennung der Stadtteile
(1) Das Stadtgebiet besteht, neben
der Kernstadt Singen (Hohentwiel)
aus folgenden, räumlich voneinan-

der getrennten Stadtteilen:
a) Beuren an der Aach
b) Bohlingen
c) Friedingen
d) Hausen an der Aach
e) Schlatt unter Krähen
f) Überlingen am Ried

(2) Die Namen der in Abs. 1 bezeich-
neten Stadtteile werden mit dem
vorangestellten Namen der Stadt
und mit diesem durch Bindestrich
verbunden geführt.

(3) Die räumlichen Grenzen der ein-
zelnen Stadtteile nach Abs. 1 rich-
ten sich jeweils nach den kataster-
mäßigen Gemarkungsgrenzen. 

§ 13 Unechte Teilortswahl
(1) In der Stadt Singen (Hohentwiel)
ist die unechte Teilortswahl einge-
führt; sie wird zum Ablauf der Wahl-
periode 2009-2014 aufgehoben.
Bis dahin bilden die in dieser Sat-
zung genannten Stadtteile sowie
die Kernstadt weiterhin je einen
Wohnbezirk nach § 27 GemO.

(2) Von den 32 Sitzen des Gemein-
derates fallen auf die Vertreter
– des Wohnbezirks Kernstadt Sin-
gen (Hohentwiel) 26 Sitze
– des Wohnbezirks Beuren an der
Aach 1 Sitz
– des Wohnbezirks Bohlingen 1 Sitz
– des Wohnbezirks Friedingen 1 Sitz
– des Wohnbezirks Hausen an der
Aach 1 Sitz
– des Wohnbezirks Schlatt unter
Krähen 1 Sitz
– des Wohnbezirks Überlingen am

Ried 1 Sitz

§ 14 Einrichtungen von Ortschaften
In den Stadtteilen wird jeweils ein
Ortschaftsrat gebildet, der aus 8
bzw. im Stadtteil Bohlingen aus 10
Mitgliedern besteht.

§ 15 Zuständigkeit des 
Ortschaftsrats
(1) Der Ortschaftsrat hat die örtli-
che Verwaltung zu beraten.

(2) Der Ortschaftsrat ist zu wichti-
gen Angelegenheiten, die die Ort-
schaft betreffen, zu hören und hat
ein Vorschlagsrecht in allen Angele-
genheiten, die den Stadtteil betref-
fen.

(3) Der Ortschaftsrat entscheidet
im Rahmen des Haushaltsplanes
der Stadt Singen (Hohentwiel) selb-
ständig anstelle des Gemeindera-
tes bis zur Wertgrenze unter
150.000 Euro über die nachfolgen-
den Aufgaben, soweit sie aus-
schließlich den Ortsteil betreffen
und es sich nicht um Geschäfte der
laufenden Verwaltung oder dem
Oberbürgermeister sonst nach § 10
dieser Satzung zugewiesene Aufga-
ben handelt:
a) Pflege des Ortsbildes und des
örtlichen Brauchtums;
b)  Förderung der örtlichen Vereini-
gungen im Rahmen der bestehen-
den Richtlinien;
c) Benennung von Straßen, Wegen
und Plätzen in dem im Zusammen-
hang bebauten Teil der Ortschaft;
d) Anlegung und Unterhaltung von

Wirtschaftswegen, Grünflächen/-
anlagen, Sportanlagen, Kinder-
spielplätzen, Kultureinrichtungen
und Friedhöfen nach Maßgabe der
planungs- oder sonstigen wid-
mungsrechtlichen Vorgaben;
e) Unterhaltung der örtlichen Ver-
waltungs-, Kindergarten- und
Schulgebäude;
f ) Regelung der Benutzungsver-
hältnisse der unter Buchstabe d)
genannten kommunalen Einrich-
tungen vorbehaltlich anderweiti-
gen Satzungsrechts.

§ 16 Ortsvorsteher
(1) Ein Gemeindebeamter wird vom
Gemeinderat im Einvernehmen mit
dem Ortschaftsrat für die Dauer der
Amtszeit der Ortschaftsräte zum
Ortsvorsteher ohne Stimmrecht be-
stellt, sofern ein bisheriger Ortsvor-
steher nach Ablauf seiner jeweili-
gen Amtszeit nicht erneut in seinem
Amt bestätigt oder kein Ortschafts-
rat zum Ortsvorsteher gewählt
wird.

(2) Die Ortsvorsteher vertreten den
Oberbürgermeister ständig beim
Vollzug der Beschlüsse des jeweili-
gen Ortschaftsrates und bei der Lei-
tung der jeweiligen örtlichen Ver-
waltung. Sie können an den Ver-
handlungen des Gemeinderates
und seiner Ausschüsse mit bera-
tender Stimme teilnehmen. 

§ 17 Inkrafttreten
Diese Hauptsatzung tritt am Tag
nach der Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung

der Stadt Singen (Hohentwiel) vom
13. Dezember 2005 in der zuletzt
geänderten Fassung außer Kraft.

Singen, 27.06.2012

gez. Oliver Ehret
Oberbürgermeister
der Stadt Singen

Hinweis nach § 4 Absatz 4
Gemeindeordnung
von Baden-Württemberg:
Satzungen, die unter Verletzung
von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Gemeindeordnung
oder aufgrund der Gemeindeord-
nung zustande gekommen sind,
gelten ein Jahr nach der Bekannt-
machung als von Anfang an gültig
zustande gekommen. Dies gilt
nicht,
1. wenn die Vorschriften über die
Öffentlichkeit der Sitzung, die Ge-
nehmigung oder Bekanntmachung
der Satzung verletzt worden sind,
2. wenn vor Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist die Rechtsaufsichts-
behörde den Beschluss beanstan-
det hat oder die Verletzung der Ver-
fahrens- oder Formvorschrift ge-
genüber der Stadt unter Bezeich-
nung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begründen soll, schriftlich
geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2
geltend gemacht worden, so kann
auch nach
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist
jedermann diese Verletzung gel-
tend machen.

Hauptsatzung...
Fortsetzung von Seite 4
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Karten für den „Färbe-Ballettabend“
Die Singener Ballettschule „Die Färbe“ wird 35 Jahre alt und feiert ihren Ge-
burtstag vom 18. bis 22. Juli mit einem „Großen Ballettabend“ in der Basili-
ka. Die Ballettveranstaltungen von Milly van Lit haben Kultstatus. Unter
dem Titel „Eine Reise durch die Neue Welt“ laden die Schülerinnen und
Schüler die Besucher diesmal auf einen Trip von Mittelamerika in die USA
ein.

Karten im Vorverkauf gibt es in der „Färbe“ (Schlachthausstraße 24, Sin-
gen) jeweils am Mittwoch, Donnerstag, Freitag und Samstag von 16 bis 20
Uhr. Weitere Infos: 07731/64646 und 62663, Internet: www.diefaerbe.de. 

Wer hat Ideen?

Bürgerforum: Mitreden
und mitgestalten im Internet

Welche Ideen haben die Bürgerinnen und Bürger von Singen? Wo könn-
te die Stadtverwaltung Geld sparen? Wo dürfte die Stadt etwas besser
machen? Im Bürgerforum auf der Internetseite der Stadt Singen können
alle Bürgerinnen und Bürger ganz einfach mitreden und Vorschläge ma-
chen (http://www.in-singen.de/Buergerforum.539.html). 

Wer schnell und einfach mitverfolgen will, was sich alles bewegt in der
Stadt, kann bei Facebook auf „Gefällt mir“ drücken. Die Adresse lautet
www.facebook.com/stadtsingen.  

Heute wieder VdK-Stammtisch
Der VdK-Stammtisch (OV Singen) findet am heutigen Mittwoch, 15 Uhr, in
Radolfzell am Behindertenbad statt. Abfahrt: 14.30 Uhr an der Begeg-
nungsstätte der Naturfreunde (Hadwigstraße 19, neben AOK). 

MÜNCHOW
MÄRKTE
frisch • freundlich • sauber

echt gut!

Für unsere Edeka Märkte suchen wir zur Verstärkung unseres Teams
ab sofort eine

flexible Aushilfe (m/w)
für Kurier- und Liefertätigkeiten im Raum Singen und Umgebung.
Erforderlich Führerschein Kl. B/BE (Anhänger).
Bei Interesse wenden Sie sich bitte an: Münchow Märkte OHG,
Hegaustr. 19a, 78224 Singen, Telefon: 0 77 31/ 79 05 0 oder per Mail:
Andreas.Schulze@muenchow-singen.de

Veranstaltungskalender

www.SINGEN.de


